Antrag auf Bekanntgabe nach § 29b BImSchG		 

Antrag 

auf Bekanntgabe als Sachverständige oder Sachverständiger gemäß 
§ 29b Abs. 1 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)
	
Antragstellerin / Antragsteller

	[bookmark: Text1]Vor- und Zuname:
	

	Geburtsdatum und Geburtsort:
	

	Akademischer Grad:
	

	
	

	Privatanschrift
	

	Straße und Hausnummer:
	

	PLZ und Ort:
	

	Telefon:
	

	Telefax:
	

	E-Mail:
	

	
	

	Geschäftsanschrift[footnoteRef:1] [1:  „Die Bekanntgabe erfolgt durch die zuständige Behörde des Landes, in dem der Antragsteller oder die Antragstellerin seinen oder ihren Geschäftssitz hat, […]“ (§ 12 Abs. 2 Satz 1 der 41. BImSchV)] 

	

	Firmenname:
	

	Straße und Hausnummer:
	

	PLZ und Ort:
	

	Telefon:
	

	Telefax:
	

	E-Mail:
	


Prüfungsbereich[footnoteRef:2] [2:  Es ist grundsätzlich zu berücksichtigen, dass Prüfungsbereiche aus unterschiedlichen Kombinationen verschiedener Anlagenarten und Fachgebieten gem. Anlage 2 der 41. BImSchV bestehen können. Für jede beantragte Kombination ist dem Antrag ein entsprechender Nachweis beizufügen.] 


Ich beantrage die 
	|_| 	Erstbekanntgabe
	

	|_| 	Änderung der zur Zeit bestehenden Bekanntgabe vom
	

	|_| 	Erneuerung der Bekanntgabe vom
	



für alle im Rahmen des § 29a BImSchG anfallenden sicherheitstechnischen Prüfungen und Prüfungen von sicherheitstechnischen Unterlagen für folgenden Prüfungsbereich (Kombination von Anlagenarten und Fachgebieten nach Anlage 2 der 41. BImSchV):

Anlagenarten
1. Folgende Anlagenarten oder Gruppen von Anlagenarten nach Anhang 1 der 4. BImSchV, in der zum Zeitpunkt der Antragstellung gültigen Fassung, auch soweit die dort genannten Schwellen unterschritten sind werden beantragt (sog. nicht genehmigungsbedürftige unterschwellige Anlagen, bitte folgend beantragte Ziffern auflisten):
	

	


2. Folgende nicht genehmigungsbedürftige Anlagenarten, die Betriebsbereich oder Teil eines Betriebsbereichs sind werden beantragt. 
Bitte nur „ja“ ankreuzen, soweit solche Anlagenarten beantragt werden, welche nicht gem. Anlage 2 Nr. 1 der 41. BImSchV genannt sind (vergl. auch Angaben unter Nr. A. 1.). Dies betrifft nicht genehmigungsbedürftige Anlagen, welche keiner Anlagenart unter Anhang 1 der 4. BImSchV zu zuordnen sind. (Nicht genehmigungsbedürftige Anlagen welche die Mengeschwellen gem. Anhang 1 unterschreiten, aber bestimmten Anlagengruppen aufgrund von vergleichbaren Eigenschaften zu geordnet werden könnten, sind ausschließlich unter A. 1. Anzugeben.)
	|_| 	ja

	|_| 	nein


Erläuterung und Beschreibung der Anlagen:

Fachgebiete
	|_|
	1
	Auslegung von Anlagen und Anlagenteilen

	|_|
	2
	Errichtung von Anlagen oder Anlagenteilen

	
	
	|_|
	2.1
	Prüfung von Anlagenteilen vor Ort

	
	
	|_|
	2.2
	Qualitätssicherung, Prüfung auf Konformität 

	|_|
	3
	verfahrenstechnische Prozessführung 

	|_|
	4
	Instandhaltung von Anlagen

	|_|
	5
	Statik von baulichen Anlagenteilen

	|_|
	6
	Werkstoffe

	
	
	|_|
	6.1
	Werkstoffprüfung 

	
	
	|_|
	6.2
	Werkstoffbeurteilung 

	|_|
	7
	Versorgung mit Energien und Medien

	|_|
	8
	umgebungsbedingte Gefahrenquellen

	|_|
	9
	Elektrotechnik

	|_|
	10
	MSR-/Prozessleittechnik

	|_|
	11
	systematische Methoden der Gefahrenanalyse

	|_|
	12
	Stoffeigenschaften

	
	
	|_|
	12.1
	Bewertung von Stoffeigenschaften

	
	
	|_|
	12.2
	Ermittlung von Stoffeigenschaften

	
	
	|_|
	12.3
	Spezielle toxikologische Fragestellungen

	|_|
	13
	Auswirkungsbetrachtungen

	|_|
	14
	betriebliche Alarm- und Gefahrenabwehrpläne

	|_|
	15
	Brandschutz

	
	
	|_|
	15.1
	Fachfragen zum Brandschutz einschließlich Löschwasserrückhaltung

	
	
	|_|
	15.2
	experimentelle Untersuchungen zum Brandschutz

	|_|
	16
	Explosionsschutz

	
	
	|_|
	16.1
	Prüfung von speziellen Fachfragen zum Explosionsschutz

	
	
	|_|
	16.2
	experimentelle Untersuchungen zum Explosionsschutz 

	|_|
	17
	Sicherheitsmanagement und Betriebsorganisation

	|_|
	18
	Sonstiges:
	





Beigefügte Unterlagen
	|_|
	Hochschul- / Berufsausbildungszeugnis (nur erforderlich bei Erstbekanntgabe)

	|_|
	Arbeitszeugnisse oder andere Unterlagen zum Nachweis einer dreijährigen praktischen Tätigkeit (nur erforderlich bei Erstbekanntgabe)

	|_|
	Fort- und Weiterbildungsnachweise

	|_|
	Angaben zum beruflichen Werdegang / berufliche Qualifikationen [footnoteRef:3] [3:  Zusammenfassende Erläuterung der vergangenen praktischen Tätigkeit im Hinblick auf die beantragten Prüfungsbereiche oder sonstige Fachkundenachweise.] 


	|_|
	Referenzliste (vergl. Nr. 3.2 der Hinweise zum Antrag, Anhang 1)

	|_|
|_|

|_|
	Arbeitsproben (Erläuterung unter Nr. 3.1 der Hinweise zum Antrag, Anhang 1) [footnoteRef:4] [4:  Nach § 13 Abs. 2 der 41. BImSchV sind pro Prüfungsbereich mindestens eine Arbeitsprobe vorzulegen. Eine Abreitsprobe kann mehrere Prüfungbereiche Die Arbeitsproben sollten in der Regel ein Alter von acht Jahren nicht überschreiten. Auch bei einer Wiederbekanntgabe von Prüfungsbereichen sind i. d. R. entsprechende Arbeitsproben vorzulegen.] 

Polizeiliches Führungszeugnis zur Vorlage bei einer Behörde gem. § 30 Abs. 5 BZRG (Belegart OG)
Aktueller Auszug aus dem Gewerbezentralregister gem. § 150 Abs. 1 Satz 1 GewO (Belegart 9, für eine natürliche Person)

	|_|
	Versicherungsnachweis (entsprechend dem Formblatt in Anhang 3)

	|_|
	Unabhängigkeitserklärung (Formular in Kap. 4)

	|_|
	ggf. Nachweis der Selbstständigkeit

	|_|
	ggf. Unabhängigkeitserklärung des Arbeitsgebers

	|_|
	Zuverlässigkeitserklärung (Formular in Kap. 5) 

	|_|
	ggf. Liste der verwendeten Geräte, Programme und Informationsquellen 
(gerätetechnische Ausstattung)

	|_|
	ggf. Erklärung zum Einsatz von Hilfspersonal (Formular in Anhang 2 ausfüllen)

	|_|
	Vertrag mit dem Hilfspersonal

	|_|
	Nachweis der Fachkunde des Hilfspersonals

	|_|
	Erklärung zur Urheberschaft der Arbeitsproben (Formular Anhang 4)
	

	|_|
	Sonstiges
	


[bookmark: _Ref455139285]Unabhängigkeitserklärung
	4.1 Werden von Ihnen Anlagen und Anlagenteile entwickelt, vertrieben, errichtet oder betrieben? 
	|_|  ja
	|_|  nein

	4.2 Wurde oder wird von Ihnen an der Entwicklung, Errichtung oder dem Betrieb von Anlagen und Anlagenteilen mitgewirkt?
	|_|  ja
	|_|  nein

	4.3 Werden sicherheitsrelevante Anlagen, insbesondere Schutzsysteme von Ihnen hergestellt oder vertrieben?
	|_|  ja
	|_|  nein

	4.4 Besteht eine organisatorische, wirtschaftliche, personelle oder hinsichtlich des Kapitals derartige Verflechtung mit Dritten, dass deren Einflussnahme auf die jeweiligen Aufgaben nicht ausgeschlossen werden kann oder der Anschein einer solchen Einflussnahme besteht?
	|_|  ja
	|_|  nein



Wenn eine der Fragen 4.1 bis 4.4 mit „ja“ beantwortet wurde, sind ausführliche Erläuterungen und ggf. weitere Nachweise beizufügen, weshalb die Unabhängigkeit trotzdem aus Sicht des Antragstellers gegeben ist.
Bei nichtselbständigen Sachverständigen ist eine Unabhängigkeitserklärung des Arbeitgebers beizufügen.

[bookmark: _Ref455139293]Zuverlässigkeitserklärung
Ich erkläre hiermit, dass ich nicht 
1. wegen Verletzung der Vorschriften
1.1 des Strafrechts über gemeingefährliche Delikte oder Delikte gegen die Umwelt,
1.2 des Immissionsschutz-, Abfall-, Wasser-, Natur- und Landschaftsschutz-, Bodenschutz-, Chemikalien-, Gentechnik- oder Atom- und Strahlenschutzrechts,
1.3 des Lebensmittel-, Arzneimittel-, Pflanzenschutz- oder Infektionsschutzrechts,
1.4 des Gewerbe-, Produktsicherheits- oder Arbeitsschutzrechts oder
1.5 des Betäubungsmittel-, Waffen- oder Sprengstoffrechts
zu einer Freiheitsstrafe, Jugendstrafe oder Geldstrafe rechtskräftig verurteilt worden bin,
2.  wegen Verletzung der Vorschriften
2.1 des Immissionsschutz-, Abfall-, Wasser-, Natur- und Landschaftsschutz-, Bodenschutz-, Chemikalien-, Gentechnik- oder Atom- und Strahlenschutzrechts,
2.2 des Lebensmittel-, Arzneimittel-, Pflanzenschutz- oder Infektionsschutzrechts,
2.3 des Gewerbe-, Produktsicherheits- oder Arbeitsschutzrechts oder
2.4 des Betäubungsmittel-, Waffen- oder Sprengstoffrechts
innerhalb der letzten fünf Jahre mit einer Geldbuße in Höhe von mehr als 500 € belegt worden bin, 
3. wiederholt oder grob pflichtwidrig gegen die oben genannten Vorschriften verstoßen habe,
4. Ermittlungsergebnisse vorsätzlich oder grob fahrlässig verändert oder nicht vollständig wiedergegeben habe, 
5. Dokumentationen und Berichterstattungen zu Ermittlungen oder Prüfungen wiederholt mit erheblichen oder schwerwiegenden Mängeln erstellt habe oder vorsätzlich oder grob fahrlässig wiederholt dazu beigetragen habe, dass Fristen für deren Vorlage versäumt wurden.
6. vorsätzlich oder fahrlässig Pflichten aus einer früheren Bekanntgabe verletzt habe.

Erklärung
Von den Hinweisen zu diesem Antrag (Anhang 1) habe ich Kenntnis genommen. Gleichzeitig bestätige ich die Richtigkeit der gemachten Angaben.
Gemäß § 12 Abs. 3 S. 2 der 41. BlmSchV sind Bekanntgaben im Internet zu veröffentlichen. Vor dem Hintergrund dieser gesetzlichen Regelung bestätige ich mit meiner Unterschrift, dass mein Name und die von mir unter 
Ziffer 1.1 (Privatanschrift)	 ☐ 	und / oder
Ziffer 1.2 (Geschäftsanschrift)	 ☐
des Antrags zu diesem Zwecke (Veröffentlichung im Internet) angegebenen Kontaktdaten im Internet unter der Adresse http://www.resymesa.de veröffentlicht werden. Selbiges bestätige ich für die Veröffentlichung der bekannt gegebenen Anlagenarten, der Fachgebiete, der Befristung und von etwaigen Zusätzen bzw. Einschränkungen und/oder Ergänzungen. Sofern von mir in dem Antrag mehrere Anschriften (Geschäftsanschrift und Privatanschrift) zur Veröffentlichung angegeben wurden, kann ich mein Einverständnis für zusätzlich angegebene Anschriften jederzeit widerrufen, solange eben eine Adresse weiterhin im Internet unter der obigen Adresse veröffentlicht ist. Dementsprechend kann kein Widerruf erfolgen, wenn nur eine Adresse angegeben wurde bzw. können nicht sämtliche Adressen widerrufen werden. 
Mit der Speicherung der Daten meiner Bekanntgabe einschließlich der Kommunikationsverbindungen bin ich einverstanden.

Bestätigung der Urheberschaft zu den eingereichten Arbeitsproben
Hiermit bestätige ich, dass die zu meinem Antrag eingereichten Arbeitsproben von mir selbst erstellt wurden. Sollten Teile von anderen Autoren stammen, so sind diese entsprechend gekennzeichnet.

Kostenübernahmeerklärung
Für die Durchführung des Verwaltungsverfahrens werden in Abhängigkeit vom beantragten Bekanntgabeumfang und Prüfungsaufwand Verwaltungsgebühren nach der Allgemeinen Gebührenordnung in der zurzeit gültigen Fassung fällig. Diese Kosten sind durch die / den Antragsteller(-in) zu tragen. Dies gilt gleichfalls, falls dem Begehren nur eingeschränkt gefolgt, es abschlägig beschieden, der Antrag zurückgezogen oder das Verfahren von Amts wegen eingestellt wird. Auskünfte zur Gebührenhöhe können bei der für die Bekanntgabe zuständigen Behörde eingeholt werden. Von den Hinweisen zur Kostenübernahme habe ich Kenntnis genommen.

Unterschrift der/des Antragstellerin/Antragstellers
Gesamtseitenzahl des Antragsformulars: 7


	____________________________
	
	___________________________________

	(Ort, Datum)
	
	(Unterschrift Antragstellerin / Antragsteller)


Antrag auf Bekanntgabe nach § 29b BImSchG; Niedersachsen	 Seite 7 von 7

Antragsformular Sachverständiger gem. § 29b BImSchG – Niedersachsen
Stand 01/2025
 Anhang 1: Hinweise zum Antrag
1. Der Antrag auf Bekanntgabe als Sachverständiger nach § 29b Abs. 1 BImSchG mit Geschäftssitz in Niedersachsen ist unterschrieben und vorzugsweise digital an das Postfach
 poststelle@gaa-hi.niedersachsen.de
[bookmark: _GoBack]adressiert an die
Zentrale Unterstützungsstelle Luftreinhaltung, Lärm, Gefahrstoffe und Störfallvorsorge
zu übersenden.
Wenn gewünscht kann der Antrag auch alternativ schriftlich beim
Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Hildesheim
Zentrale Unterstützungsstelle Luftreinhaltung, Lärm, Gefahrstoffe und Störfallvorsorge
Goslarsche Straße 3
31134 Hildesheim
eingereicht werden.[footnoteRef:5] [5:  Hinweis: Es erfolgt in diesem Fall dann trotzdem eine Digitalisierung der Antragsunterlagen durch das Gewerbeaufsichtsamt Hildesheim.] 

2. Die Bekanntgabe erfolgt entsprechend der Bekanntgabeverordnung (41. BImSchV) und wird im Internet veröffentlicht (www.resymesa.de).
3. Folgende Hinweise zu den Antragsunterlagen sollten bei Antragstellung berücksichtigt werden:
3.1. Arbeitsproben für den beantragten Prüfungsbereich, mit denen die beantragten Anlagenarten und Fachgebiete abgedeckt werden, ggf. anonymisiert, können z. B. sein:[footnoteRef:6] [6:  Für weitere Informationen zu möglichen Arbeitsproben für die beantragten Fachgebiete siehe bitte Erläuterungen aus der aktuellen Arbeitshilfe zur 41. BImSchV unter www.resymesa.de.] 

· Sicherheitsberichte oder Sicherheitskonzepte
· Gefahrenanalysen, Risikobeurteilungen
· sicherheitstechnische Stellungnahmen, Gutachten oder Empfehlungen
· Ereignisanalysen, Unfall-, Schadensgutachten
· wissenschaftliche Arbeiten
3.2. Die Referenzliste muss alle eingereichten Arbeitsproben (Berichte, Gutachten etc.) enthalten. Es müssen jeweils pro eingetragene Arbeitsprobe alle damit nachgewiesenen Fachgebiete und Anlagenarten nach 4. BImSchV durch die/den Antragstellerin/Antragsteller angegeben werden.
4. Nach § 12 Absatz 2 41. BImSchV muss das Verfahren für die Prüfung des Antrags auf Bekanntgabe innerhalb von vier Monaten abgeschlossen sein; § 42a Absatz 2 Satz 2 bis 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes ist anzuwenden. Dies bedeutet, dass diese Frist erst mit Eingang der vollständigen Unterlagen beginnt und die Behörde in besonderen Fällen einmalig die Frist angemessen verlängern kann. Bitte berücksichtigen Sie diesen Zeithorizont bei Ihrer Planung.

Anhang 2: Erklärung zum Einsatz von Hilfspersonal

Name und Anschrift des Antragstellers / der Antragstellerin:
	
	
	
	


Ich verfüge über folgendes Hilfspersonal (Ingenieure, Techniker, angelernte Kräfte, etc.):

(1) Name: 				Einsatzbereich: 			
(2) Name: 				Einsatzbereich: 			
(3) Name: 				Einsatzbereich: 			
(4) Name: 				Einsatzbereich: 			
(5) Name: 				Einsatzbereich: 			

Das eingesetzte Hilfspersonal ist zuverlässig im Sinne von § 11 der 41. BImSchV. Ihre Fachkunde entspricht ihrem jeweiligen Einsatzbereich. Die Nachweise
· Vertrag zwischen der/dem Sachverständigen bzw. dem Arbeitgeber der/des Sachverständigen und dem Hilfspersonal 
· Nachweis der ausreichenden Fachkunde des eingesetzten Hilfspersonal
habe ich beigefügt.

Ich versichere hiermit, dass ich Hilfspersonal nur zur Vorbereitung von Gutachten und mit Teilarbeiten beschäftige, soweit ich sie bei diesen Tätigkeiten überwachen kann.



	____________________________
	
	___________________________________

	(Ort, Datum)
	
	(Unterschrift)





Anhang 3: Erklärung zur Haftpflichtversicherung [footnoteRef:7] [7:  Es wird darauf hingewiesen, dass mit diesem Formular § 113 Abs. 2 des Gesetzes über den Versicherungsvertrag erfüllt wird.] 


Bestätigung der Haftpflichtversicherung für das
Staatliche Gewerbeaufsichtsamt Hildesheim für die

Bekanntgabe als Sachverständiger gemäß § 29b Abs. 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)

Das Formblatt ist ausgefüllt und von der Versicherungsgesellschaft unterschrieben mit den Antragsunterlagen dem Staatlichen Gewerbeaufsichtsamt Hildesheim vorzulegen. 
Textliche Änderungen sind nicht zulässig!



Wir bestätigen hiermit, dass im Rahmen des mit uns abgeschlossenen Haftpflicht-versicherungsvertrages 
Nr.: / Zeichen:_________________________________________ die gesetzliche Haftpflicht 
der Frau / des Herrn ________________________________________________________ 
aus der Tätigkeit als Sachverständige(r) gemäß § 29a des Gesetzes zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz – BImSchG) in der Fassung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274) versichert ist. 

Die Deckungssumme beträgt mindestens 2,5 Millionen Euro pro Schadensfall für Perso-nen-, Sach- und Umweltschäden. 




……………………………………………………………….. , den …………………………. 
(Stempel und Unterschrift der Versicherungsgesellschaft) 
